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von Ingbert Liebing

Auch wenn der Zeitraum von rund acht Monaten nach Be-
ginn der Legislaturperiode noch recht kurz bemessen ist, 
zeigt ein erster Blick auf die bislang umgesetzten und be-
gonnenen Punkte, dass die kommunalfreundliche Politik 
der Bundesregierung in der 18. Wahlperiode kontinuier-
lich fortgesetzt wird.

Der Bund hat in den vergangenen Jahren seinen Anteil 
dazu beigetragen, die Finanzkraft der Kommunen zu stär-
ken. Die kommunalfreundliche Politik der unionsgeführ-
ten Bundesregierungen zahlt sich jetzt für die Kommunen 
aus. Der Bundeshaushalt 2014 und die mittelfristige Fi-
nanzplanung 2014 bis 2018 zeigen deutlich: Diesen Weg 
werden wir in den kommenden Jahren konsequent fortset-
zen.

'LH� .RPPXQHQ� SURĴWLHUHQ�ZHLWHUKLQ� M¦KUOLFK�PLOOLDU-
denschwer vom Engagement des Bundes. Über 22 Milliar-
den Euro stellt der Bund den Kommunen direkt oder indi-
rekt zur Verfügung. Darüber hinaus kommt die auf Wachs-
tum ausgerichtete Politik in Form steigender 
Steuereinnahmen bei den Kommunen an.  Beim Bundes-
freiwilligendienst ist entgegen ursprünglicher Befürchtun-
gen die Finanzierung auch der kommunalen Kontingente 
gesichert. Die anstehenden Änderungen beim Asylrecht 
werden auch dazu beitragen, die bei den Kommunen durch 
die hohen Asylbewerberzahlen entstehenden Probleme zu 
lindern. Das Rentenrecht wurde so ausgestaltet, dass das 
kommunale Ehrenamt weiterhin attraktiv bleibt. Auch bei 
der Energiewende erhalten die Kommunen mehr und mehr 
Planungssicherheit. 

Durch unsere Politik haben wir bereits in der vergange-
nen Wahlperiode bewiesen, dass wir verlässliche Partner 
für die Städte und Gemeinden sind. Die erste Zwischenbi-
lanz zeigt, dass in kurzer Zeit bereits viel zur Stärkung der 
Kommunen erreicht werden konnte.
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Der Deutsche Bundestag hat am 27. 
Juni 2014 den Bundeshaushalt 2014 
beschlossen.

Der Bund hat in den vergangenen 
Jahren seinen Anteil dazu beigetra-
gen, die Finanzkraft der Kommunen 
zu stärken. Die kommunalfreundli-
che Politik der unionsgeführten Bun-
desregierungen zahlt sich jetzt für die 
Kommunen aus. Der Bundeshaushalt 
2014 und die mittelfristige Finanzpla-
nung zeigen deutlich: Diesen Weg 
werden wir in den kommenden Jah-
ren konsequent fortsetzen.

Der Bundeshaushalt 2014 ist ein 
Dokument von Stabilität und Solidi-
tät. Dies festigt den Wachstumskurs 
der deutschen Wirtschaft und ist die 
wichtigste Grundlage für weiter stei-
gende Einnahmen, auch in den Kom-
munen.

Darüber hinaus enthält der Bun-
deshaushalt viele gute Botschaften 
für die Kommunen:

Dieses Jahr wird die schrittweise 
Entlastung der Kommunen bei den 
Kosten der Grundsicherung im Alter 
und bei dauerhafter Erwerbsminde-
rung abgeschlossen und diese zu 100 
Prozent durch den Bund übernom-
men. Der Bund greift weiterhin den 

Landkreisen und Städten bei den Kos-
ten der Unterkunft und Heizung unter 
die Arme und stellt den Ländern Mit-
tel für die Durchleitung an die Städte 
und Gemeinden für den bedarfsge-
rechten Kinderkrippenausbau bereit. 

Auch von weiteren Bundesleistun-
gen im Bereich der Infrastruktur-För-
GHUXQJ�SURĴWLHUHQ�GLH�.RPPXQHQ�GL-
rekt oder indirekt. Hierzu gehören die 
Städtebauförderung, die in diesem 
Jahr weiter aufgestockt und ausgebaut 
wird ebenso wie die Gemeinschafts-
aufgaben „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ und „Agrar-

Bundeshaushalt 2014 verabschiedet
Bund unterstützt Kommunen in vielfältiger Weise
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struktur und Küstenschutz“. Auch 
vom Bundes-Engagement bei der För-
derung des sozialen Wohnungsbaus, 
von Zuweisungen für Verkehrsinves-
titionen und Förderung des ÖPNV so-
wie von der Unterstützung für Integ-
UDWLRQVOHLVWXQJHQ� SURĴWLHUHQ� GLH�
Kommunen in besonderer Weise.

Die Grünen ignorieren dieses her-
ausragende Engagement des Bundes, 
das weit über das verfassungsrecht-
lich erforderliche hinausgeht, wenn 
sie bereits in diesem Jahr eine weitere 
Milliarde Euro für die Kommunen for-
dern. Zudem ist der Grünen-Vorschlag 
QLFKW� JHJHQĴQDQ]LHUW� XQG� Z¾UGH� ]X�
höheren Schulden des Bundes führen. 
Ein solider Bundeshaushalt ist aber 
letztendlich die elementare Grundla-
ge, die Unterstützung des Bundes für 
die Kommunen auch in Zukunft un-
vermindert fortsetzen zu können.

Die Unionsparteien machen eine 
kommunalfreundliche Politik. Wir 
wollen, dass Landkreise, Städte und 
Gemeinden keine Kostgänger des 
Staates werden. Unser Ziel ist, dass sie 
durch eigenverantwortliches Han-
deln selbst ein gutes Umfeld für ihre 
%¾UJHU�VFKDĳHQ�N¸QQHQ��'HU�%XQGHV-
KDXVKDOW� ����� VFKDĳW� KLHUI¾U� HLQH�
verlässliche Planungsgrundlage für 
die Kommunen.
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von Ralph Brinkhaus  
Stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

9LHOH� %¾UJHU� ĴQGHQ� VLFK� ]XVDPPHQ��
um der eigenen Kommune einen Kre-
dit zu geben, damit die notwendige 
$XVVWDWWXQJ�GHU�)HXHUZHKU�ĴQDQ]LHUW�
werden kann. Diese Bürgerbeteili-
gung ist in der Stadt Oestrich-Winkel 
erfolgreich und könnte so auch in an-
deren Kommunen helfen, bürgernah 
Projekte zu realisieren. 

Die Bürgerbeteiligung zur Finan-
zierung durch das sogenannte Crowd-
funding weist erste Erfolge auf kom-
munaler Ebene auf, hat aber auch ihre 
Grenzen. Da es nur für gezielte Projek-
te eingesetzt werden kann, wird sich 
keine Kommune mit Crowdfunding 
aus möglichen Verschuldungsproble-
men befreien können. Darum geht es 
auch nicht. Den Reiz dieser Finanzie-
rungsform macht nicht zuletzt die 
Bürgerbeteiligung aus. 

Denn kommunale Projekte werden 
GXUFK� HLQH� ù&URZG÷� ĴQDQ]LHUW�� DOVR�
durch einen Schwarm. Der Schwarm, 
das sind hier die eigenen Bürger, die 
mit zum Teil kleinen Beträgen der 
Kommune über eine private Internet-
plattform für „ihr“ engumrissenes 
Projekt Geld leihen. So lieh sich eine 

hessische Kommune bei ihren Bür-
gern 83.200 Euro, um die Ausrüstung 
GHU� )HXHUZHKU� ]X� ĴQDQ]LHUHQ�� (UVW�
GXUFK�GDV�ĴQDQ]LHOOH�(QJDJHPHQW�GHU�
Bürger von insgesamt 200.000 Euro 
konnte eine andere Kommune die 
:LHGHUHU¸ĳQXQJ� GHV� )UHLEDGHV� YHU-
wirklichen. Energiesparmaßnahmen 
wie die Umstellung der Straßenbe-
leuchtung auf LED wurden an anderer 
6WHOOH�GXUFK�GLH�&URZG�YRUĴQDQ]LHUW��
Projektbezogene Finanzierung direkt 
durch die eigenen Bürger statt durch 
HLQH� NODVVLVFKH� .UHGLWĴQDQ]LHUXQJ�
über die Hausbank erscheint eine zu-
nehmend attraktive Alternative für 
Kommunen.

Crowdfunding als neue Finanzie-
rungsform auch für Kommunen

Um was geht es? Crowdfunding ist 
eine in Deutschland noch in den Kin-
derschuhen steckende Finanzie-
rungsform zunächst für private Un-
ternehmen, die meist als sogenannte 
start-ups, also kleinen sehr innovati-
ven, aber auch risikobehaftenden Un-
ternehmen zum Tragen kommt. Auch 
können innovative Ideen auf diese 
Weise einem ersten Markttest unter-
worfen werden. Bei einigen Formen 
des Crowdfundings werden über eine 
Internetplattform Kredite mit Zins- 
XQG� 5¾FN]DKOXQJVYHUSĵLFKWXQJHQ�

gewährt, bei anderen investieren die 
Anleger in das Unternehmen, erhal-
ten also nicht nur Zinsen, sondern 
als Miteigentümer eine Beteiligung 
DQ�GHP�HUKRĳWHQ�*HZLQQ��$XFK�DQ-
dere, nicht monetäre Gegenleistun-
gen für den Investor sind denkbar, 
wie beispielsweise Freikarten und 
Freiexemplare oder ein Sponsoren- 
bzw. Volunteer T-Shirt. Grundsätz-
lich können so auch soziale Projekte 
¾EHU� HLQH� &URZG� ĴQDQ]LHUW� ZHUGHQ�
und, wie erste Beispiele zeigen, eben 
auch kommunale Projekte. 

Crowdfunding erfolgt über Inter-
netplattformen

(QWVFKHLGHQG� I¾U� HLQH� &URZGĴ-
nanzierung ist für den Kreditnehmer 
die Nutzung einer privaten Internet-
plattform, von denen es seit wenigen 
Jahren auch in Deutschland einige 
gibt. Internetplattformen sind die 
Servicemittler, in diesem Fall zwi-
schen einer Kommune und ihren 
Bürgern. Die Plattformen selbst agie-
ren meist nicht als Bank oder als An-
lagevermittler, da sie sonst den auf-
sichtsrechtlichen Regularien der 

.RPPXQDOH�6FKZDUPĴQDQ]LHUXQJ
Breite Bürgerbeteiligung zur Finanzierung von Projekten

.RPPXQDOĲQDQ]HQ
4
XH
OOH
��Z

Z
Z
�ĳ
LF
NU
�G
H�
�S
DV
FD
OB
OR
W]
LQ
�&
&�
%
<�
��
��



4 | Kommunal relevant | Mai 2014

.RPPXQDOĲQDQ]HQ

Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) unterliegen 
würden. Das mag viele Sachen in der 
Praxis einfacher machen, birgt aber 
für die Anleger nicht geringe Risiken, 
insbesondere wenn private, neue Un-
ternehmen sich mit Hilfe des Crowd-
IXQGLQJ�ĴQDQ]LHUHQ��%HL�.RPPXQHQ�
dürfte aber das Risiko des Zahlungs-
ausfalls geringer sein als zum Beispiel 
bei start-up-Unternehmen. 

Geringer Verwaltungsaufwand für 
Kommunen

Die Kommune hat im Vorfeld einer 
Crowdaktion durchaus Gestaltungs-
möglichkeiten — wie zum Beispiel bei 
der Festlegung des Zinssatzes — und 
kann sich in verschiedenen Aspekten 
von der Plattform beraten lassen. Die 
von der Kommune beauftragte Platt-
form bündelt die vertraglichen Rege-
lungen mit den investierenden Bür-
gern — wie Zins- und Rückzahlun-
gensmodalitäten — und wickelt dies 
gegebenenfalls mit einer Bank im 
Hintergrund ab. Damit kann der Ver-
waltungsaufwand für die Kommune 
gering gehalten werden. Auch bei der 
Werbung für die Crowdaktion kann 
die Plattform helfen, zum Beispiel 
durch Flyer- oder Plakataktionen oder 
durch Werbung im Internet. 

Auch Crowdfunding ist ein kom-
munaler Kredit

Werden im Rahmen der Bürgerbe-
teiligung genügend Bürger begeistert 
und kommen damit genug Schwarm-
investoren zusammen, erhält die 
Kommune ein Darlehen, das gegen-
über der herkömmlichen Finanzie-
rung günstiger sein kann. Man darf 
sich aber nicht täuschen: Es ist nach 
wie vor ein kommunaler Kredit, der 
aufgenommen wird. Daher muss man 
davon ausgehen, dass alle üblichen 
Voraussetzungen für eine Kreditauf-
nahme — wie ein verabschiedeter 
Haushalt oder die Billigung durch die 
Kommunalaufsicht — erfüllt sein 
müssen. Eine zusätzliche, gar am 
Haushalt vorbei versteckt wirkende 
.UHGLWĴQDQ]LHUXQJ� LVW� GDPLW� QLFKW�
P¸JOLFK��(V�HPSĴHKOW�VLFK��IU¾K]HLWLJ�
mit der Kommunalaufsicht zu klären, 
ob es rechtliche Schwierigkeiten für 
HLQH�6FKZDUPĴQDQ]LHUXQJ�JLEW��ZHQQ�

man überlegt, diesen innovativen 
:HJ� GHU� 3URMHNWĴQDQ]LHUXQJ� PLWWHOV�
Bürgerbeteiligung zu beschreiten. 

Crowdfunding bindet Bürger stär-
ker ein

Neben einer Geldanlage ist der ein-
schneidende Vorteil für den Bürger, 
GDVV� HU� HLQ� 3URMHNW� ĴQDQ]LHUW�� GDV� HU�
selbst nutzen kann beziehungsweise 
will. Dieser Aspekt einer Bürgerbetei-
ligung ist der besondere Reiz der kom-
PXQDOHQ�&URZGĴQDQ]LHUXQJ��-H�QDFK�
Ausgestaltung kann die Einwerbung 
der Mittel über die Internetplattform 
auch als Instrument des Stadtmarke-
tings aktiv genutzt werden. Es erfolgt 
GXUFK�GLHVH�0LWĴQDQ]LHUXQJ�HLQH�%LQ-
dung der Bürger an ihre Stadt und an 
den gewollten Projekten, was kom-
munalpolitisch erfreulich ist. 

Diese Form der kommunalen Pro-
MHNWĴQDQ]LHUXQJ� IXQNWLRQLHUW� GDQQ�
erfolgreich, wenn es im konkreten 
Fall ein massentaugliches und attrak-
WLYHV�9RUKDEHQ� LVW��GDV�¸ĳHQWOLFK�EH-
worben schnell zu einem Selbstläufer 
werden kann, mit dem am Ende die 
notwendige Summe erzielt wird. Da-
bei helfen ortsnahe Kommunikati-
onsstrategien, nicht zuletzt die alt be-
kannte Mund-zu-Mund-Propaganda, 
aber zunehmend auch das Internet. 
Allerdings setzt der Einsatz einer In-
ternetplattform voraus, dass die po-

tenziellen Investoren das Internet 
nutzen, gerade auch für Investitions-
entscheidungen. Da nicht jede Bevöl-
kerungsgruppe so internetaktiv ist, ist 
nicht auszuschließen, dass gewisse 
Investorenkreise nur schwer ange-
sprochen werden können. Weiterhin 
muss beachtet werden, dass schnell 
HLQ�$EQXW]XQJVHĳHNW�HLQWUHWHQ�NDQQ��
Denn die Begeisterung, sich mittels 
Crowdfunding an Kommunalprojek-
ten zu beteiligen, kann abnehmen, 
ZHQQ� HV� ]X� K¦XĴJ� ZLHGHUKROW� ZLUG��
Für die Internetnutzer kann der Reiz 
des Neuen schnell aufgebraucht sein. 
Letztlich haben wir aber mit diesem 
Instrument noch viel zu wenig Erfah-
rung im kommunalen Umfeld, um 
hier verlässliche Aussagen machen zu 
können. 

Crowdfunding kann nicht nur für 
private Unternehmen eine zuneh-
mend interessante Finanzierungs-
form sein, sondern — wegen der da-
mit verbundenen Bürgerbeteiligung 
— auch für Kommunen. Noch steckt 
die Entwicklung in den Kinderschu-
hen, so dass man genau prüfen muss, 
ob dies im Einzelfall eine sinnvolle 
Alternative zur üblichen Finanzie-
rung sein kann. Spannend ist Crowd-
funding aufgrund der damit einherge-
henden Bürgerbeteiligung und einer 
stärkeren Bindung der eigenen Bürger 
an ihre kommunalen Projekte alle-
mal. 
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.RPPXQDOĲQDQ]HQ

%HL�HLQHP�7UHĳHQ�LP�%XQGHVNDQ]OHU-
amt haben sich Regierungsvertreter 
am 26. Mai 2014 auf die Finanzierung 
der im Koalitionsvertrag vorgesehe-
nen prioritären, also nicht unter Fi-
nanzierungsvorbehalt stehenden, 
Maßnahmen im Bildungsbereich so-
wie die Entlastung der Kommunen im 
Vorfeld der Reform der Eingliede-
rungshilfe geeinigt.

Vor Inkrafttreten des geplanten 
Bundesteilhabegesetzes wird die Bun-
desregierung die Kommunen ab 1. Ja-
nuar 2015 mit einer Milliarde Euro 
pro Jahr entlasten. Dies erfolgt hälftig 
durch einen höheren Bundesanteil an 
den Kosten der Unterkunft (KdU) – 
dazu werden die Erstattungsquoten 
nach § 46 Abs. 5 SBG II gleichmäßig 
erhöht – und hälftig durch einen hö-
heren Anteil der Gemeinden an der 
Umsatzsteuer.

Für Betreuung und Bildung stehen 
ĴQDQ]LHOOH�0LWWHO� LQ�+¸KH�YRQ�LQVJH-
samt sechs Milliarden Euro zur Verfü-
gung. Davon sollen fünf Milliarden 
Euro für den Bereich Wissenschaft, 
Schule und Hochschulen und eine 
Milliarde Euro für den Bereich Kita 
und Krippen eingesetzt werden.

Damit hält die Bundesregierung 
:RUW�XQG�VFKDĳW�IU¾K]HLWLJ�3ODQXQJV-
grundlagen für die Kommunen. Durch 
die Verteilung der jährlich eine Milli-
arde Euro über eine höhere Bundesbe-
teiligung an den Kosten der Unter-
kunft und einen höheren Anteil der 
Kommunen an der Umsatzsteuer wird 
sichergestellt, dass diejenigen Kom-
munen, die aufgrund hoher Sozial-
DXVJDEHQ�DP�GULQJHQGVWHQ�ĴQDQ]LHO-
le Unterstützung benötigen, diese in 
den Jahren 2015 bis 2017 auch be-
kommen. Gleichzeitig werden Kom-
PXQHQ�� GHQHQ� HV� ĴQDQ]LHOO� EHVVHU�
geht, nicht ausgenommen. Dass die 
Bundesregierung diesen Spagat 
VFKDĳW��KLOIW�DOOHQ�%HWHLOLJWHQ�

Mit der Aufstockung des Sonder-
vermögens Kinderbetreuung erhalten 

Entlastung für Kommunen kommt
9HUHLQEDUXQJ�VFKDıW�3ODQXQJVJUXQGODJHQ

die Kommunen die Möglichkeit, die 
Kleinkindbetreuung weiter auszu-
bauen. Wichtig ist, dass die Länder die 
Bundesmittel nicht für den eigenen 
Haushalt vereinnahmen, sondern sie 
unbürokratisch und in vollem Um-
fang — also ohne Verrechnung mit 
Landesleistungen — an die Kommu-
nen weitergeben.

Bei den für Wissenschaft, Schule 
und Hochschule vorgesehenen fünf 
Miliarden Euro erwarten wir, dass die 
Länder den Anteil für die Schulen so 
einsetzen, dass die Kommunen ange-
messen beteiligt werden.

Der Auftrag aus der Koalitionsver-
einbarung wird wie folgt umgesetzt:

��� 'LH� 9HUWHLOXQJ� GHU� ĴQDQ]LHOOHQ�
Mittel für die Krippen und Kitas er-
folgt wie bisher für die Länder über 
das Sondervermögen Kinderbetreu-
ung. Das Sondervermögen Kinderbe-
treuung weist derzeit noch ein Fi-
nanzvolumen von rund 450 Millio-
nen Euro auf. Der Bund wird dieses 
Sondervermögen auf bis zu eine Milli-
arde Euro aufstocken und 2017/2018 
den Festbetrag an der Umsatzsteuer 
zugunsten der Länder um jeweils 100 
Millionen Euro erhöhen.

��� 'HU� %XQG� ĴQDQ]LHUW� DX¡HUXQL-
versitäre Forschungseinrichtungen, 
den Hochschulpakt, den Pakt für For-
schung und Innovation und die Exzel-
lenzinitiative weiter. Den Aufwuchs 
für die außeruniversitäre Forschung 
ĴQDQ]LHUW�GHU�%XQG�LQ�=XNXQIW�DOOHLQ��
Bund und Länder haben ein gemein-
sames Interesse daran, bei Neuinves-
titionen auch bestehende regionale 
strukturelle Ungleichgewichte in der 
deutschen Forschungslandschaft zu 
verringern.

3. Die Länder müssen schon heute 
bei der Aufstellung ihrer Haushalte 
das Neuverschuldungsverbot ab 2020 
beachten. Zusätzliche Programme mit 
HLQHP� .RĴQDQ]LHUXQJVEHGDUI� N¸Q-
nen von den Ländern nur umgesetzt 

werden, wenn andere Ausgaben ge-
kürzt werden. Die Bundesregierung 
wird diesen Zusammenhang beach-
ten und ihre Programme so konzipie-
ren, dass diese Konsequenz vermie-
den wird.

4. Der Bund übernimmt die Finan-
zierung des BAföG (für Schüler und 
Studierende) vollständig und auf Dau-
er ab 1. Januar 2015. Die Entlastungs-
wirkung der Länder beträgt 1,17 Milli-
DUGHQ� (XUR� �EUXWWR�� SUR� -DKU�� 'LH� Ĵ-
nanziellen Mittel für das Bafög teilen 
sich auf in Darlehen und Zuschüsse. 
'LH�5¾FNĵ¾VVH�GHU�YRU�GHP����-DQXDU�
2015 gewährten Darlehensanteile 
werden – verteilt nach den bisherigen 
Schlüsseln – an die Länder zurückge-
führt. Die Länder werden die frei wer-
denden Mittel zur Finanzierung von 
Bildungsausgaben im Bereich Hoch-
schule und Schule verwenden. Die 
Koalition strebt in dieser Legislatur-
periode eine Novelle des BAföG zum 
Wintersemester 2016/17 an.

5. Neben der Finanzierung von For-
schung über Forschungsinstitutionen 
wie Max-Planck-Institute, Helmholtz-
Gesellschaften, Leibniz-Institute oder 
Fraunhofer-Gesellschaften sollte zu-
künftig auch die Möglichkeit beste-
hen, Hochschulen direkt zu fördern. 
Dazu ist vorgeschlagen worden, Arti-
kel 91b, Absatz 1 GG wie folgt zu fas-
sen: „(1) Bund und Länder können auf 
Grund von Vereinbarungen in Fällen 
überregionaler Bedeutung bei der För-
derung von Forschung und Lehre zu-
sammenwirken. Mit Ausnahme der 
Förderung von Forschungsbauten, 
einschließlich Großgeräten, bedürfen 
die Vereinbarungen der Zustimmung 
aller Länder.“ Der endgültige Text der 
in Aussicht genommenen Verfas-
sungsänderung soll im Benehmen 
zwischen dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, den Ver-
fassungsressorts, den Regierungsfrak-
tionen und den Ländern vereinbart 
werden.
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Ehrenamtliches Engagement

Zum 1. Juli 2011 wurde der Bundes-
freiwilligendienst eingeführt und fei-
ert damit in diesen Tagen seinen drit-
ten Geburtstag.

Der Bundesfreiwilligendienst ist ein 
großer Erfolg der Union. Seit seiner 
Einführung vor drei Jahren erfreut 
sich der Dienst eines immensen Zu-
spruchs über alle Generationen hin-
weg. Er ist Ausdruck des vielfältigen 
bürgerschaftlichen Engagements in 
ganz Deutschland. Jährlich engagie-
ren sich über 40.000 Menschen auf 
den unterschiedlichsten Gebieten — 
auch in unseren Kommunen. Damit 
hat der Bundesfreiwilligendienst eine 
neue Kultur der Freiwilligkeit in unse-
UHP�/DQG�JHVFKDĳHQ�

Drei Jahre Bundesfreiwilligendienst
Ein Grund zum Feiern

Der Bundesfreiwilligendienst ist ein 
Angebot an Frauen und Männer jeden 
Alters, sich außerhalb von Beruf und 
Schule für das Allgemeinwohl zu en-
gagieren — im sozialen, ökologischen 
und kulturellen Bereich oder auf dem 
Gebiet des Sports, der Integration so-
wie im Zivil- und Katastrophen-
schutz. Aufgrund dieser verschiede-
nen Einsatzfelder ermöglicht der 
Bundesfreiwilligendienst  vielen 
Menschen ein ihren Vorstellungen 
entsprechendes Engagement. Dass 
nicht nur junge Menschen nach der 
Schule, sondern auch Menschen in 
mittleren Jahren sowie Seniorinnen 
und Senioren Bundesfreiwilligen-
dienstleistende sein können, macht 
den Erfolg des Konzepts aus. 

Weitere Infos und Materialien zum 
Bundesfreiwilligendienst unter www.
bundesfreiwilligendienst.de.

Bundesfreiwilligendienst geht weiter
Bund sichert Finanzierung der Kommunalkontingente auch 2014

Mit Verabschiedung des Bundeshaus-
haltes 2014 ist auch die Fortsetzung 
des Bundesfreiwilligendienstes auf 
dem bisherigen Niveau gesichert, 
nachdem zunächst zu befürchten 
stand, dass aufgrund einer stärkeren 
Nutzung im vergangenen Jahr im Jahr 
2014 die kommunalen Kontingente 
hätten zurückgefahren werden müs-
sen.

Wir freuen uns, dass es gemeinsam 
mit dem Koalitionspartner gelungen 
ist, durch Umschichtung im Bundes-
haushalt die anfangs fehlenden Mittel 
in Höhe von 20 Millionen Euro bereit-
zustellen und einen Einstellungs-
stopp beim Bundesfreiwilligendienst 
zu verhindern.

Der Bundesfreiwilligendienst hat 
sich aus kommunaler Sicht zu einem 
Erfolgsmodell entwickelt. Die 
ursprünglich diskutierte Kontingen-
tierung bzw. das Einfrieren der Haus-
haltsmittel für kommunale Einsatz-
stellen beim Bundesfreiwilligendienst 
wäre sowohl für die Kommunen als 
DXFK�I¾U�GLH�EHWURĳHQHQ�)UHLZLOOLJHQ�
ein falsches Signal gewesen und hätte 
die Arbeit vor Ort unnötig erschwert. 
Gerade freiwilliges Engagement lebt 
von einer gewissen Beständigkeit, die 
durch Schwankungen bei der Zuwei-
sung von Plätzen gefährdet worden 
wäre.

Es ist erfreulich, dass die Bundes-
freiwilligendienstleistenden auch 
weiterhin ihre wichtige Arbeit konti-
nuierlich fortsetzen können. Damit 
ist für die Freiwilligen ein wichtiges 
Signal gesetzt, dass ihr Dienst 
geschätzt wird und es nicht nur um 
bloße Zahlen geht. Unser Ziel bleibt 
weiterhin, möglichst jedem, der einen 
Freiwilligendienst antreten will, dies 
auch zu ermöglichen.
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Zuwanderung und Integration

Kommunen bei Zuwanderung nicht im Stich lassen
Geld allein löst die Probleme nicht

Verkehrs-Infrastruktur

Beim Bundes-Engagement für regio-
nale und kommunale Verkehrsinfra-
strukturprojekte stehen aufgrund 
auslaufender Fristen aktuell in allen 
Bereichen Reformen an. Dies wurde 
bei der Sitzung der Arbeitsgemein-
schaft Kommunalpolitik am 24. Juni 
2014 deutlich. 

Der Bund zahlt aktuell 7,3 Milliar-
den Euro an Regionalisierungsmit-
teln an die Länder. Damit soll unter 
Regie der Länder vor allem der ÖPNV 
im Schienenverkehr gestärkt werden. 
Das Regionalisierungsgesetz stand 
ursprünglich im Jahr 2013 zur Reform 
an. Diese ist aufgrund der Bundes-
tagswahl um ein Jahr verschoben wor-
den, so dass nunmehr zum 1. Januar 
2015 eine Neuregelung erforderlich 
Z¦UH�� 'DV� %XQGHVĴQDQ]PLQLVWHULXP�
strebt an, die Neuregelung des Regio-
nalisierungsgesetzes in die anstehen-
den Verhandlungen über die Bund-
Länder-Finanzbeziehungen zu 
integrieren, so dass zunächst eine 

Förderung erfordert Planungssicherheit
Bundes-Engagement für die Verkehrs-Infrastruktur

erneute Verlängerung um ein Jahr 
geplant ist.

Neben den Regionalisierungsmit-
teln unterstützt der Bund regionale 
und kommunale Verkehrsprojekte 
¾EHU�GDV�(QWĵHFKWXQJVJHVHW]��GDV�ELV�
zum Jahr 2019 befristet ist. Auf die-
sem Wege gibt der Bund 1,336 Milliar-
den Euro jährlich an die Länder – u.a. 
zur Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur auch im kommunalen 
Bereich, wobei künftig die Zweckbin-
dung „Verkehr“ wegfällt.

Über das GVFG-Bundesprogramm 
(Gesetz über Finanzhilfen des Bundes 
zur Verbesserung der Verkehrsver-
hältnisse der Gemeinden) stellt der 
Bund weitere rund 332 Millionen 
Euro jährlich für größere Investitions-
vorhaben beim ÖPNV zur Verfügung. 
Finanziert werden damit allerdings 
nur große Neubaumaßnahmen, vor 
allem der Bau von U- und S-Bahnen. 
Auch hier ist eine Nachfolgeregelung 
ab 2019 erforderlich. 

Dabei birgt die Befristung eine 
besondere Problematik: Bei einigen 
großen über das GFVG-Programm 
geförderten Projekten steht aktuell 
die Auftragsvergabe an, wobei diese 
Projekte aber über den Zeitpunkt 2019 
hinaus laufen. In diesen Fällen sind 
GLH�/¦QGHU�YHUSĵLFKWHW��HLQH�*DUDQWLH-
erklärung abzugeben, dass nach 2019 
alle restlichen Ausgaben des Projektes 
DXV�/DQGHVPLWWHOQ�ĴQDQ]LHUW�ZHUGHQ��
Dies hemmt Investitionen. Gleiches 
gilt bei der Förderung über die Ent-
ĵHFKWXQJVPLWWHO�� $XFK� KLHU� JLEW� HV�
Projekte, die über den Zeitpunkt 2019 
hinauslaufen. 

Daher strebt das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infra-
struktur möglichst schnell eine Neu-
regelung an, um Planungssicherheit 
herzustellen und mögliche Finanzie-
rungslücken zu schließen. Im Sinne 
kommunaler Planungssicherheit ist 
dieser Ansatz uneingeschränkt zu 
begrüßen.

Das Thema Armutszuwanderung und 
Asyl erfüllt die Kommunen mit immer 
größerer Sorge. In beiden Bereichen 
kommt es weiterhin zu einem starken 
Zuwachs, aber auch der Missbrauch 
nimmt zu. Vor allem bei der Unter-
bringung und der Betreuung der 
EHWURĳHQHQ� 0HQVFKHQ� KDEHQ� YLHOH�
Kommunen mittlerweile das Ende 
ihrer Belastungsgrenze erreicht.

Die in dieser Woche im Plenum des 
Deutschen Bundestages abschließend 
beratene Einstufung von Serbien, 
Mazedonien sowie Bosnien und Her-
zegowina als sichere Herkunftsstaa-
ten ist von besonderer Bedeutung, da 
sie unmittelbar die Zahl der Asylbe-
werber, die keine Chance auf Aner-
kennung haben, reduzieren wird. 
Schließlich kommen 20 bis 25 Pro-

zent der Asylbewerber, bei denen die 
Anerkennungsquote unter einem Pro-
zent liegt aus diesen Staaten. Zugleich 
sollen alle Asylverfahren deutlich 
beschleunigt werden. Sie sollen 
zukünftig im Regelfall in drei Mona-
ten abgeschlossen sein. Bisher lag die 
Bearbeitungsdauer bei knapp unter 
neun Monaten. Es ist gut, dass die 
Bundesregierung mit zusätzlichem 
Personal beim Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge auf die steigende 
Zahl von Asylbewerbern reagiert und 
die Verfahrensdauer weiter beschleu-
nigen will. Dies kommt schließlich 
auch den Asylbewerbern zugute, die 
tatsächlich Schutz vor Verfolgung in 
Deutschland benötigen.

Die Bundesregierung ist sich ihrer 
Verantwortung auch bei der Armuts-

migration sehr bewusst. Hier sind 
weitere Schritte geplant, um die 
Belastung der Kommunen vor Ort zu 
reduzieren. Auch der Ausbau und der 
verstärkte Einsatz von Förderpro-
grammen wie „Soziale Stadt“ und des 
Europäischen Sozialfonds ist beab-
sichtigt. Die Grundlagen hierfür wur-
den bereits gelegt. Allerdings müssen 
die Probleme auch in diesem Bereich 
tiefgreifender angegangen werden. 
Geld allein wird die Probleme der 
Armutszuwanderung nicht lösen.
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Zuwanderung und Integration

von Cemile Giousouf  
Integrationsbeauftragte der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion

Ein Dreiklang von Bund, Ländern 
und Kommunen ist eine integrati-
onspolitische Notwendigkeit

Die CDU-geführte Bundesregie-
rung machte Integration seit dem Jahr 
2005 nicht zuletzt durch die Nationa-
len Integrationsgipfel und den Natio-
nalen Aktionsplan Integration zu 
einem Schlüsselthema. Ziel ist es, die 
Konzepte und Strategien aller Akteure 
der Integrationspolitik zu koordinie-
ren und Erfolge und Verbesserungs-
bedarf sichtbar zu machen. Hierbei 
sind alle Ebenen unseres politischen 
Systems gefragt. Ein Dreiklang von 
Bund, Ländern und Kommunen ist 
eine integrationspolitische Notwen-
digkeit. Denn Integration geschieht 
vor Ort in unseren Städten und 
Gemeinden, den Vierteln und Quar-
tieren. Die Kommunen bewältigen 
daher die Herkulesaufgabe, wenn es 
um das Querschnittsthema Integra-
WLRQ� JHKW�� 'HQQ� GHU� GHPRJUDĴVFKH�
Wandel hat auch erhebliche Auswir-
kungen auf die Kommunen und deren 
Integrations- und Strukturpolitik. 
Unsere Gesellschaft wird älter und 
vielfältiger. Viele Kommunen haben 
diese Herausforderungen bereits 
erkannt und angenommen. 
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Integration vor Ort
Eine kommunalpolitische Zukunftsaufgabe

Integration vor Ort ist eine Quer-
schnittsaufgabe in den Kommunen

Die Verbesserung der Teilhabe von 
Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte muss vor allem strukturell 
verankert werden. Wie im Bund muss 
auch in jeder Kommune und Behörde 
Integration Chefsache sein. Der erste 
Schritt auf dem Weg dahin sind Integ-
rationsbeauftragte, die es in fast allen 
größeren Städten gibt. Hier gibt es im 
ländlichen Raum Nachholbedarf. 
Denn nur mit nachhaltigen Struktu-
ren in der Verwaltung werden Integra-
tionsmaßnahmen und –konzepte 
greifen. Integration braucht klare 
Ansprechpartner für die Menschen 
vor Ort. Vor allem aber bedarf es eines 
klaren und messbaren beziehungs-
weise überprüfbaren Konzepts, um 
Erfolge und Verbesserungsbedarf zu 
erkennen und entsprechend zu han-
deln. Wir müssen die interkulturelle 
�ĳQXQJ�GHU�9HUZDOWXQJ�YRUDQWUHLEHQ��
Sie ist Teil der in unserem Koalitions-
vertrag verankerten Willkommens- 
und Anerkennungskultur in Deutsch-
land. Neben der Erhöhung der Zahl 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mit Zuwanderungsgeschichte geht es 
EHL�GHU�LQWHUNXOWXUHOOHQ��ĳQXQJ�DXFK�
um deren interkulturelle Kompetenz 
und die interkulturelle Ausrichtung 
der Angebote und Dienstleistungen 
der Kommunen.

Die Beteiligung von Migranten bei 
der Gestaltung der Integration und die 
Einbindung und Beratung durch Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte 
hinsichtlich der kommunalen Integ-
rationspolitik ist bereits in vielen 
Städten und Gemeinden mit einem 
hohen Migrantenanteil sehr gut vor-
angekommen. Migrantenselbstorga-
nisationen sollten noch stärker in die 
Entscheidungsprozesse der Kommu-
nen einbezogen werden. Wie im Koa-
litionsvertrag vereinbart, werden wir 
daher sachverständige Organisatio-
nen weiter durch Multiplikatoren-
VFKXOXQJHQ� VW¦UNHQ� XQG� ĴQDQ]LHOOH�
Unterstützung beim Aufbau von 
Strukturen leisten. Denn die Kom-
mune spielt bei der Vernetzung von 
Akteuren und die Etablierung von 
dauerhaften Netzwerkstrukturen im 
Bereich Integration eine vertrauens-
bildende Rolle.

Menschen kommen in den Quar-
tieren zusammen, erleben den Alltag 
XQG� LGHQWLĴ]LHUHQ� VLFK� EHVRQGHUV�
stark mit „ihrem“ Quartier. Dies birgt 
ein großes Integrationspotenzial. 
Daher muss hier auch infrastrukturell 
hinsichtlich der Beratungs- und 
Dienstleistungsangebote der Kom-
munen angesetzt werden. Die Stadt-
entwicklungspolitik sollte die Bil-
dungs- und 
Gemeinschaftseinrichtungen stark in 
den Quartieren verankern, denn Bil-
dungs- und Stadtentwicklungspolitik 
sind zwei Seiten der gleichen 
Medaille. Die Förderung von Ausbil-
dungsprojekten und Beratungsange-
boten für junge Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte in Bildungsfragen 
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Zuwanderung und Integration

ist ein besonders wichtiger Bestand-
teil kommunaler Integrationspolitik. 
Deshalb wird die Große Koalition die 
Integrations- und Beratungsangebote 
noch besser vernetzen und aufeinan-
der abstimmen. 

Ein weiterer Teil der in unserem 
Koalitionsvertrag verankerten Will-
kommens- und Anerkennungskultur 
sind die Ausländerbehörden. Denn 
die Ausländerbehörden oder Welco-
meCenter in den Kommunen spielen 
eine herausragende Rolle als Dienst-
leistungszentren für Neuzuwanderer 
und Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte. Deshalb wird die große Koa-
lition die Kommunen durch ein Bera-
tungspaket und Schulungsangebote 
gezielt unterstützen.

Integration vor Ort im Integrati-
onsland Nordrhein-Westfalen

Nach der Bildung des ersten bun-
desdeutschen Integrationsministeri-
ums ging es nach 2005 darum, Integ-
ration als gesellschaftspolitische 
Querschnittsaufgabe in Nordrhein-
Westfalen zu etablieren. Der von der 
CDU-geführten Landesregierung 2006 
vorgelegte Aktionsplan Integration 
des Integrationsministeriums NRW 
unter dem damaligen Minister Armin 
Laschet setzte Maßstäbe. Der Aktions-
plan Integration enthielt für die Kom-
munen konkrete Hilfestellungen. Die 
verbindliche Sprachstandsfeststel-
lung für Kinder zwei Jahre vor deren 
Einschulung bedeutete ein quantita-
tiv und qualitativ verbessertes Sprach-
förderungsangebot. Die Kindertages-
VW¦WWHQ� ZXUGHQ� ĵ¦FKHQGHFNHQG� ]X�
Familienzentren ausgebaut. Dadurch 
wurden Beratungs- und Bildungsan-
gebote für die Familie mit den Betreu-
ungsangeboten verzahnt. Das Ganz-
tagsschulangebot wurde ausgeweitet, 
um die Bildungschancen der Kinder 
und Jugendlichen mit Zuwande-
rungsgeschichte zu verbessern. 
Außerdem wurde mit dem Elternnetz-
werk NRW der wichtigen Rolle der 
Eltern beim Bildungserfolg ihrer Kin-
der Rechnung getragen. Auch die 
Anzahl der Lehrkräfte mit Zuwande-
rungsgeschichte wurde vorangetrie-
EHQ�� XP� GLH� LQWHUNXOWXUHOOH� �ĳQXQJ�
in den Schulen zu verstetigen. 

Das Land NRW förderte die so 
genannten Regionalen Arbeitsstellen 
zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfami-
lien (RAA), die sich in kommunaler 

Trägerschaft befanden und etablierte 
das Netzwerk „Integration durch Bil-
dung“, um eine Flächenwirkung in 
ganz NRW zu entfalten. Dies kam ins-
besondere den Kommunen zu Gute. 

Das ressortübergreifende Hand-
lungsprogramm „Soziale Stadt NRW“ 
förderte integrierte Maßnahmen in 
den Kommunen in städtischen Prob-
lemgebieten mit überdurchschnittli-
chem Anteil von Zugewanderten. 

Der Aktionsplan Integration 
berücksichtigte durch den Ausbau des 
Programms KOMM IN NRW — Kom-
munale Innovationen in der Integrati-
onspolitik dem hohen Stellenwert der 
Kommunen in Sachen Integration 
und unterstrich die strategische Part-
nerschaft zwischen Land und den 
Kommunen. KOMM IN unterstützte 
die Kommunen bei der ganzheitli-
chen Umsetzung von Integrations-
konzepten und förderte gezielt mit 
Projekten die kommunalen Integrati-
onsstrukturen. 

Weitere Punkte des Aktionsplans 
waren zum einen die Förderung von 
Projekten und Maßnahmen, um den 
Zugang von Zugewanderten auf den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu 
verbessern. Zum anderen bedeutete 
die Förderung des Ehrenamts durch 
die Projektförderung „Integration 
durch Sport“ eine Stärkung der Sport-
vereine in den Kommunen. 

Unter dem Dach der Wohlfahrts-
verbände wurden Integrationsagentu-
UHQ� JHVFKDĳHQ�� 'DV� :LUUZDUU� YLHOHU�
Ansprechpartner wurde für Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte 

durch einen kompetenten Ansprech-
partner ersetzt. 

Kurzum: Nordrhein-Westfalen ist 
das Integrationsland. Leider geht Rot-
Grün diesen Weg nicht konsequent 
weiter. Zu Recht gibt es in Nordrhein-
Westfalen einen breiten parteiüber-
greifenden integrationspolitischen 
Konsens. Auch die CDU trug das von 
Rot-Grün vorgelegte Integrationsge-
setz mit. Doch kritisieren wir, dass die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
in ihrer integrationspolitischen 
Gestaltungsfreiheit eingeschränkt 
werden. Beispiel hierfür sind die so 
genannten Kommunalen Integrati-
onszentren (KIZ) in NRW. Diese sind 
das Kernstück des Integrationsgeset-
zes. Die neu etablierten KIZ lösen die 
alten kommunalen Strukturen (RAA – 
Regionale Arbeitsstellen zur Förde-
rung von Kindern und Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien) ab, so dass 
die Investitionen in die Neuorganisa-
tion von Verwaltungsstrukturen statt 
in die Weiterentwicklung bestehen-
der Strukturen verwendet werden. 
Aber die Kommunen sind die Integra-
tionsgestalter vor Ort, die am besten 
um die notwendigen Erfordernisse 
wissen. Die Struktur der KIZ wird vom 
Land vorgegeben, das Prinzip der 
kommunalen Selbstverwaltung wird 
ausgehebelt. 

Ähnliches ist bei der politischen 
Partizipation von Migranten festzu-
stellen. Zur Zeit des CDU-Integrati-
onsministers Armin Laschet konnten 
die Kommunen selbst wählen, ob sie 
einen eigenen Integrationsrat oder 
einen Integrationsausschuss (einen 
ordentlichen Ausschuss des Stadt- 
oder Gemeinderates) etablieren woll-
ten. Diese Entscheidungsfreiheit ist 
aufgrund der rot-grünen Entschei-
dungen in NRW nicht mehr gegeben, 
die Integrationsausschüsse wurden 
DEJHVFKDĳW�

Statt Strukturumwandlungen vor-
zunehmen, wären die Finanzmittel 
besser in Bildungs- und Beratungsan-
gebote für Neuzuwanderer  investiert 
worden, um die gewachsenen Struk-
turen vor Ort in den Kommunen wei-
terzuentwickeln.
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Wahlrecht

Die Kommunalpolitische Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands (KPV) 
setzt sich dafür ein, die Funktionsfä-
higkeit und die Gemeinwohlorientie-
rung der kommunalen Vertretungs-
körperschaften zu stärken und eine 
Sperrklausel von mindestens drei 
Prozent im Kommunalwahlrecht in 
den einzelnen Landesverfassungen 
zu verankern. Die KPV fordert die 
Landtagsfraktionen der CDU und CSU 
auf, entsprechende Änderungen der 
Landesverfassungen voranzutreiben.

Darüber hinaus ist im kommuna-
len Wahlrecht sicherzustellen, dass 
das Auszählverfahren das Wahlergeb-
nis in der Sitzverteilung nicht ver-
zerrt. So muss sichergestellt werden, 
dass Parteien oder Wählergruppen, 
die über 50 Prozent der Stimmen 
erhalten haben, auch über 50 Prozent 
der Mandate erhalten.  Im Zweifel 
muss mithilfe von Ausgleichsmanda-
ten das Wahlergebnis wieder in rich-
tige Verhältnisse gebracht werden. 
Der Gesetzgeber muss sicherstellen, 
dass Mehrheiten auch Mehrheiten 
bleiben.

Die inzwischen vorliegenden 
(UIDKUXQJHQ�VHLW�GHU�$EVFKDĳXQJ�GHU�

Lokale Demokratie stärken
Sperrklausel einführen

kommunalen Sperrklausel in nahezu 
allen Bundesländern (Ausnahme Ber-
lin) belegen, dass sich die Zahl der 
Ratsfraktionen sowie der Gruppierun-
gen und Einzelbewerber ohne Frakti-
onsstatus in den Gemeindevertretun-
gen stark erhöht hat. Der Einzug der 
kleinen Gruppierungen erschwert die 
Bildung von klaren Mehrheiten erheb-
lich. Ratssitzungen dauern immer 
länger, ohne zu den erforderlichen 
Entscheidungen zu kommen. Einzel-
meinungen halten die Entschei-
GXQJVĴQGXQJ� XQQ¸WLJ� ODQJH� DXI��
ohne dass substanziell neue Argu-
mente vorgetragen werden.

Die schwerwiegendste Folge dieser 
Entwicklung liegt auf der Hand: Es 
wird zukünftig immer schwieriger 
werden, politisch Interessierte für 
eine ehrenamtliche Mitarbeit zu 
gewinnen, die als zeitintensiv und 
LQHĳHNWLY� HUOHEW�ZLUG�� 8QVHUH� 3DUWHL-
endemokratie beruht aber auf dem 
parteipolitischen Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger. Es muss 
unser vordringlichstes Ziel sein, die 
Kommunalpolitik für mehr Men-
VFKHQ� ]X� ¸ĳQHQ�� VWDWW� 0LWVWUHLWHU� ]X�
verlieren.

Deshalb brauchen wir von den 
Volksparteien getragene funktionsfä-
hige und mehrheitsfähige kommu-
nale Vertretungen, die in der Lage 
sind, langfristig am Gemeinwohl ori-
entierte Entscheidungen zu fällen – 
auch solche, die zunächst unpopulär 
sein mögen.

Den Volksparteien muss es wieder 
besser gelingen, politische „Querein-
steiger“, Bürgerinnen und Bürger auch 
mit Partikularinteressen, mit Migrati-
onshintergrund und aus allen Schich-
ten der Gesellschaft einzubinden und 
für ehrenamtliche kommunale Ämter 
zu gewinnen.

Für die Zukunftsfähigkeit unserer 
lokalen Demokratie und einer leben-
digen Bürgergesellschaft kommt es 
außerdem darauf an, die Bürgerbetei-
ligung stärker systematisch in die 
Entscheidungswege von Kommunal-
politik einzubauen. Einzelbewerber 
und kleine Gruppierungen werden als 
Alternative zu den großen Volkspar-
teien unattraktiv, wenn durch die 
rechtzeitige Beteiligung der Interes-
sensgruppen vor Ort, Interessenkon-
ĵLNWH�VLFKWEDU�XQG�¸ĳHQWOLFK�DEJHZR-
gen werden.

EU-Förderung für Kommunen
Sachsen-Anhalt bietet Handbuch an

Förderprogramme für Kommunen

Auch in der Förderperiode 2014-2020 
ELHWHW�GLH�(XURS¦LVFKH�8QLRQ�ĴQDQ]L-
elle Unterstützung von Projekten, die 
der Erreichung eines oder mehrerer 
politischer und/oder wirtschaftlicher 
Ziele der Europäischen Kommission 
dienen. Die direkte Vergabe dieser 
Fördermittel erfolgt in europaweiten 
Ausschreibungen.

Die EU Service-Agentur Sachsen-
Anhalts hat ein Handbuch „EU Förde-
UXQJ� I¾U� .RPPXQHQ÷� YHU¸ĳHQWOLFKW�
Mit dem Handbuch möchte sie die 
Kommunen dabei unterstützen, die 
EU-Aktionsprogramme zu nutzen 
XQG� VLFK� GDPLW� ĴQDQ]LHOOHQ� 6SLHO-

raum für internationalen Wissen-
stransfer, Erfahrungsaustausch und 
Vernetzung mit europäischen Part-
QHUQ�]X�VFKDĳHQ�

Teil eins des Handbuchs befasst 
sich mit der strategischen Planung, 
der Entwicklung und der Umsetzung 
von EU-Projekten und enthält einen 
Überblick über den Lebenszyklus 
eines typischen EU-Projekts sowie 
wertvolle Hinweise, was in jeder der 
Projektphasen zu beachten ist. Teil 
zwei gibt einen kurzen Überblick über 
die EU-Aktionsprogramme der För-
derperiode 2014 bis 2020, die für 
Kommunen relevant sein könnten.

Das Handbuch kann im Internet 
abgerufen werden über den Link 
w w w . e u - s e r v i c e a g e n t u r . d e /
Handbuch.182.0.html#c773.
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Kommunal vor Ort

von Ingbert Liebing  
Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft Kommunalpolitik

In seiner Sitzungswoche Ende Juni 
hat der Deutsche Bundestag die Ände-
rungen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) beschlossen. Damit 
sind Verwerfungen der Vergangenheit 
XQG�5LVLNHQ�GHU�=XNXQIW�DXIJHJULĳHQ�
worden, um die Energiewende plan-
voll zum Erfolg zu bringen. Der Aus-
bau erneuerbarer Energien geht wei-
ter. Es geht aber nicht mehr darum, so 
schnell wie möglich so viel wie mög-
lich Strom aus erneuerbaren Energien 
zu erzeugen. Jetzt geht es um den 
Umbau des gesamten Energiesys-
tems, um Versorgungssicherheit und 
um Strompreisstabilität sowie um 
einen besser abgestimmten Ausbau 
von erneuerbaren Energien und wei-
terhin notwendigen konventionellen 
Kapazitäten.

Gerade viele kommunale Stadt-
werke warten genau auf dieses politi-
sche Signal. Einerseits bedeutet die 
Energiewende eine stärker dezentral 
ausgerichtete Energiewirtschaft. Dies 
führt zu neuen Chancen für die Stadt-
werke. Andererseits erleben wir, dass 
gerade die moderneren, ökologisch 
VLQQYROOHUHQ�HĶ]LHQWHUHQ�.UDIWZHUNH�
vieler Stadtwerke, die zur Kombina-
tion mit den erneuerbaren Energien 
notwendig sind, nicht genügend 
Ertrag abwerfen. Hier wird im Rah-
men eines neuen Strommarktdesign 
eine bessere Verzahnung zwischen 

erneuerbaren Energien und konventi-
onellen Kapazitäten zu organisieren 
sein — ein Thema, das nach der EEG-
Novelle ab Herbst auf der Tagesord-
nung der Energiepolitik steht.

Das EEG regelt Vergütungssätze 
neu und senkt sie. Überförderungen 
werden abgebaut und neue Marktme-
chanismen sind eingeführt worden. 
Ab 2017 werden die festen Einspeise-
vergütungen ersetzt durch ein Aus-
schreibungsverfahren, das zunächst 
in einem Pilotprojekt für Photovol-
WDLN�)UHLĵ¦FKHQ�JHWHVWHW�ZHUGHQ�VROO��
Dabei wird es auch darauf ankom-
men, die bisherige mittelständische 
Struktur, Akteursvielfalt und Bürger-
beteiligung bei den erneuerbaren 
Energien abzusichern. Der Ausbau der 
erneuerbaren Energien war bisher 
insbesondere dort erfolgreich, wo 
Bürgerbeteiligung gewährleistet war. 
Energiegenossenschaften und Bürger-
energieprojekte, oft mit kommunaler 
Beteiligung oder von den Kommunen 
organisiert, sind ein Erfolgsmodell, 
das unter neuen Rahmenbedingun-
gen nicht gefährdet werden darf. Die 
Regierung hat den Koalitionsfraktio-
nen zugesagt, sie bei der Entwicklung 
der Ausschreibungsbedingungen zu 
beteiligen.

Besonders wichtig war, in Verhand-
lungen mit der Europäischen Kom-
mission die besondere Ausgleichsre-
gelung abzusichern, mit der die 
EEG-Umlage für besonders stromin-
tensive Unternehmen auf ein verträg-

liches Maß reduziert wird, das den 
Industriestandort Deutschland 
sichert. Dabei konnten im kommuna-
len Interesse auch die elektrischen 
Schienenbahnen abgesichert werden. 
Zwar steigt die EEG-Umlagebeteili-
gung auf 20 Prozent. Andererseits 
können künftig auch kleinere Schie-
QHQEDKQHQ� YRQ� 1DFKO¦VVHQ� SURĴWLH-
ren. Die Verzerrungen zwischen „groß 
und klein“ werden damit abgebaut. 

In der Schlussphase der parlamen-
tarischen Beratungen stand insbeson-
dere die Einbeziehung der Eigen-
stromerzeugung in die EEG- 
8PODJHSĵLFKW�LP�=HQWUXP�YRQ�$XVHL-
nandersetzungen, auch mit der EU-
Kommission. Im Ergebnis konnte ein 
Kompromiss erzielt werden, der mit 
einer Bagatellgrenze Kleinanlagen vor 
übermäßigem bürokratischen Auf-
wand schützt, den gewünschten Aus-
bau von Kraft-Wärme-Kopplung und 
Eigenstromerzeugung im Bereich der 
erneuerbaren Energien weiter fördert, 
aber zugleich Geschäftsmodelle nicht 
weiter begünstigt, die nur darauf 
EHUXKHQ�� VLFK� DXV� 8PODJHYHUSĵLFK-
tungen zu entziehen, die dann von 
anderen Stromkunden mit bezahlt 
werden müssen. Dies liegt nicht 
zuletzt auch im Interesse vieler Stadt-
werke mit Nahwärmeversorgung, 
deren Geschäftsmodellen durch 
zunehmender Eigenstromversorgung 
der Boden entzogen wird.

Fazit: Die Energiewende geht wei-
ter, aber planvoller und strukturierter.

Energiewende geht weiter
1HXUHJHOXQJ�VFKDıW�3ODQXQJVJUXQGODJHQ
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Kommunal vor Ort

von Heike Brehmer  
Vorsitzende des Ausschusses für 
Tourismus des Deutschen Bundes-
tages

Die Tourismuswirtschaft in Deutsch-
land zählt mit rund 2,9 Millionen 
Beschäftigten und einer Bruttowert-
schöpfung von nahezu 100 Milliarden 
Euro zu einem der wichtigsten Job-
motoren und Industriezweige der 
deutschen Wirtschaft. Das geht aus 
dem aktuellen tourismuspolitischen 
Bericht der Bundesregierung hervor.

Unsere Reisebranche ist hervorra-
gend aufgestellt und hat für jeden 
etwas zu bieten. Egal ob Angebote für 
Familien, Sporturlaub, Wanderurlaub, 
barrierefreies Reisen, Fitness- oder 
Wellnessurlaub — wir überzeugen im 
Preis-Leistungs-Verhältnis durch 
Qualität und durch exzellenten Ser-
vice. Doch Erfolg in der Tourismus-
wirtschaft ist kein Selbstläufer. Dies 
ist vor allem der harten Arbeit der vie-
OHQ� ĵHL¡LJHQ� XQG� KRFK� HQJDJLHUWHQ�
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Tourismusbranche zu verdanken. 
7RXULVPXV�VFKDĳW�XQG�HUK¦OW�$UEHLWV-
plätze in Deutschland. Diese sind zu 
einem großen Teil standortgebunden 
und damit insbesondere für ländliche 

Tourismus als Jobmotor mit Zukunftspotenzial
Wirtschaftsförderung vor allem im ländlichen Raum

Regionen, aber auch für größere 
Städte besonders wertvoll. 

'HU�GHPRJUDĴVFKH�:DQGHO��GHVVHQ�
Auswirkungen bereits vielerorts spür-
bar sind, wirkt auch in der Tourismus-
branche immer stärker und der Wett-
EHZHUE� XP� TXDOLĴ]LHUWH� 0LWDUEHLWHU�
wird intensiver. Eine durch das Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Energie geförderte Umfrage von 1.200 
Unternehmern in der Tourismusbran-
che zeigt: Über die Hälfte der befrag-
ten Unternehmen hatten im Jahr 2012 
RĳHQH� 6WHOOHQ� ]X� EHVHW]HQ�� 1DFK�
Angaben der Unternehmer könnten 
über 40 Prozent der Stellen nicht mit 
GHP�JHZ¾QVFKWHQ�TXDOLĴ]LHUWHQ�3HU-
sonal besetzt werden. Welche Chan-
cen und Herausforderungen lassen 
sich daraus für die Zukunft der Tou-
rismusbranche ablesen?  

Es wird in den kommenden Jahren 
in Deutschland immer wichtiger wer-
den, die entsprechenden politischen 
Rahmenbedingungen für die ver-
schiedenen touristischen Akteure zu 
VFKDĳHQ� XQG� GHU� +HUDXVIRUGHUXQJ�
des Fachkräftemangels durch ein 
konstruktives Zusammenspiel von 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
zu begegnen. Nur gemeinsam kann es 

uns gelingen, diese Herausforderung 
im Tourismussektor als Chance für 
die Zukunft zu begreifen.   

Das Engagement und die Initiative 
der Unternehmen sind ebenso ent-
scheidend, wenn es darum geht, 
JHHLJQHWHV�3HUVRQDO�]X�ĴQGHQ��DXV]X-
bilden und langfristig an das Unter-
nehmen zu binden. Fast 80 Prozent 
der befragten Unternehmen in der 
Tourismusbranche haben weniger als 
zehn Mitarbeiter. Gerade diese beson-
dere familiäre Atmosphäre in den 
kleineren und mittleren Betrieben ist 
es, die von den Mitarbeitern und Gäs-
ten gleichermaßen geschätzt und 
geachtet wird. Für ein attraktives 
Unternehmen in der Tourismuswirt-
schaft spielen auch die Lage und das 
Umfeld eine existenzielle Rolle. Aus 
diesem Grund sind die Kommunen in 
Deutschland wichtige Akteure, die die 
Attraktivität ihres Standortes durch 
gezielte Maßnahmen über die regio-
nalen Grenzen hinaus bekannt 
machen können.  

Die in Branchenverbänden organi-
sierten Vertreter der Wirtschaft sind 
ebenso wie die Industrie- und Han-
delskammern vor Ort sehr engagiert 
und leisten einen wichtigen Beitrag 
für die Entwicklung der regionalen 
Tourismusbranche, zum Beispiel 
durch Beratungs- und Weiterbil-
dungsangebote sowie Veranstaltun-

4
XH
OOH
��Z

Z
Z
�ĳ
LF
NU
�G
H�
�*
RO
I�
5
HV
RU
W�
$
FK
HQ
WD
O��
�&
&�
%
<�
��
��



13 | Kommunal relevant | Juni / Juli 2014

Kommunal vor Ort

Aus dem Bundestag

gen für bestimmte Zielgruppen. 

Der tourismuspolitische Bericht 
der Bundesregierung zeigt, dass der 
Tourismus zu den boomenden und 
umsatzstarken Wirtschaftszweigen in 
Deutschland gehört.

Die Arbeit in der Tourismusbran-
che — sei es in der Gastronomie, im 
Beherbergungswesen oder bei kultu-
rellen Dienstleistungen — ist vielfäl-
WLJ�XQG�DEZHFKVOXQJVUHLFK��'LH�ĵHL¡L-
gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Tourismus sind Teil unseres kultu-
rellen Aushängeschildes in Deutsch-
land und darauf können wir sehr stolz 
sein. 

Damit dies auch in Zukunft so 
bleibt, wollen wir im Deutschen Bun-
destag die Wertschätzung für diese 
Branche weiterhin nach außen tragen 
und für den Tourismus in unserer 
wunderschönen Heimat werben.
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Der Deutsche Bundestag debattierte 
Anfang Juli 2014 über einen Antrag 
der Regierungsfraktionen zum Aus-
bau der Breitbandversorgung in 
Deutschland.

Der Breitbandausbau ist vor allem 
für die Kommunen im ländlichen 
Raum eine essentielle Herausforde-
rung. Das klare Bekenntnis von CDU, 
&68� XQG� 63'� ]X� HLQHP� ĵ¦FKHQGH-
ckenden Ausbau mit schnellem Inter-
net bis zum Jahr 2018 ist gut und ein 
klares Signal, das von dem vorliegen-
den Antrag der Regierungsfraktionen 
noch einmal deutlich unterstrichen 
wird: Wir lassen die Kommunen bei 
dieser bedeutenden Aufgabe nicht 
DOOHLQ�

2KQH� GLH� .RPPXQHQ� LVW� GHU� ĵ¦-
chendeckende Ausbau der Breitband-
YHUVRUJXQJ� QLFKW� ]X� VFKDĳHQ�� 8QG�
ohne Unterstützung des Bundes wer-
den die Kommunen den Breit-
EDQGDXVEDX� QLFKW� VFKDĳHQ�� 1XU� PLW�
ausreichender Unterstützung und 
vereinten Kräften kann das ehrgeizige 
=LHO� HLQHU� ĵ¦FKHQGHFNHQGHQ� 9HUVRU-

gung von mindestens 50 MBit pro 
Sekunde bis 2018 erreicht werden. 
Die große Koalition hat hierfür die 
Weichen in die richtige Richtung 
gestellt: Die zusätzlichen Investiti-
onsanreize für Telekommunikations-
XQWHUQHKPHQ��GDV�QHXH�6RQGHUĴQDQ]
ierungsprogramm„Premiumförder-
ung Netzausbau“ bei der KfW-Ban-
kengruppe sowie die vorgesehene 
Unterstützung der Kommunen sind 
wichtige Schritte in die richtige Rich-
tung.

Neben unbürokratischen Finanzie-
rungsmodellen ist auch die Mitnut-
zung bestehender Infrastruktur 
gerade im ländlichen Raum von gro-
ßer Bedeutung. Der größte Kostenfak-
tor beim Breitbandausbau ist das Ver-
legen des Kabels – im dünn 
besiedelten ländlichen Raum kom-
men dabei einige Kilometer zusam-
men. Wenn es gelingt, vorhandene 
Kabeltrassen, Leerrohre aber auch 
Strommasten und Abwasserkanäle zu 
nutzen, lässt sich der Ausbau insge-
samt kostengünstiger umsetzen.

Flächendeckender Breitbandausbau
Ohne Kommunen sind Ziele nicht zu erreichen

Dabei ist von großer Bedeutung, 
dass die vom Bund angestrebten Maß-
nahmen unbürokratisch und schnell 
abgerufen und eingesetzt werden 
können. Der Breitbandausbau ist 
selbst mit Fördermaßnahmen des 
Bundes immer noch eine Herkule-
saufgabe. Wenn der Breitbandausbau 
tatsächlich bis zum Jahr 2018 so vor-
angebracht werden soll, wie es im 
Koalitionsvertrag niedergelegt wor-
den ist, dürfen sich Bund, Länder und 
Kommunen nicht in Verzagtheit 
gefangen nehmen lassen. Es müssen 
unbürokratische und vielleicht auch 
unkonventionelle Schritte gegangen 
werden, um das ambitionierte Ziel zu 
erreichen. Der Antrag der Koalitions-
fraktionen weist hierfür den Weg in 
die richtige Richtung.
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Aus dem Bundestag

Kommunalpolitischer Gedankenaustausch 
7UHıHQ�PLW�%XQGHVPLQLVWHU�3HWHU�$OWPDLHU
Zu einem kommunal-
politischen Gedan-
kenaustausch trafen 
sich Mitglieder der 
Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik der 
C D U / C S U - B u n d e s -
tagsfraktion Anfang 
Juni 2014 mit dem 
Chef des Bundeskanz-
leramtes, Bundesmi-
nister Peter Altmaier.

Bei dem Gespräch 
ging es unter anderem 
um die Einbindung 
der Kommunen und 
B e r ü c k s i c h t i g u n g 
ihrer Interessen bei 
der geplanten Neuord-
nung der Bund-Län-
der-Finanzbeziehun-
gen nach 2019, um 

Kommunalpolitischer Gedankenaustausch
Tschechische und slowakische Delegation zu Gast im Bundestag
Auf Initiative der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung 
trafen sich Anfang Juni 
2014 Mitglieder der 
Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik der 
CDU/CSU-Bundestags-
fraktion mit einer kom-
munalpolitischen Dele-
gation aus Tschechien 
und der Slowakei.

,Q�EHLGHQ�/¦QGHUQ�ĴQ-
den im Herbst 2014 
Kommunalwahlen statt. 
Vor diesem Hintergrund 
war es Ziel des von der 
Konrad-Adenauer-Stif-
tung organisierten 
Deutschlandseminars, 
die Delegationsteilneh-

eine stärkere Berücksichtigung der 
Kommunen in der Gesetzesfolgenab-
schätzung des Bundes sowie um Fra-

gen des Asylrechts. Zudem wurde die 
Stärkung des Konnexitätsprinzips 
angesprochen, um zu verhindern, 

dass Kommunen durch Änderung bei 
übertragenen Aufgaben Mehrkosten 
entstehen.

mer während ihres Aufenthaltes auf 
künftige strategische Gestaltungsauf-
gaben auf der kommunalen Ebene 

vorzubereiten. In dem einstündigen 
Gespräch ging es unter anderem auch 
darum, darzustellen, wie Bund und 

Länder die Kommunen in Deutsch-
land fördern.
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Konrad-Adenauer-Preis für Kommunalpolitik
Auszeichnung hervorragender Leistungen

KPV — Kommunalpolitische Vereinigung von CDU und CSU

Zum elften Mal schreibt die Kommu-
nalpolitische Vereinigung der CDU 
und CSU Deutschlands  in Zusam-
menarbeit mit den kommunalpoliti-
schen Landesvereinigungen der CDU 
und CSU den Bundeswettbewerb 
„Konrad-Adenauer-Preis für Kommu-
nalpolitik“ aus.

Mit dem Konrad-Adenauer-Preis 
werden hervorragende Leistungen im 
kommunal politischen Bereich ausge-
zeichnet, die es verdienen, einer brei-
WHUHQ� �ĳHQWOLFKNHLW� PRGHOOKDIW� YRU-
gestellt zu werden.

Ziel des Wettbewerbs ist die Chan-
cen und Möglichkeiten der kommu-
nalen Selbstverwaltung in Deutsch-
land herauszustellen. Der Name eines 
großen Deutschen, Konrad Adenauer, 
Staatsmann, Europäer und Kommu-
nalpolitiker, steht für diese Idee.

Gesucht und ausgezeichnet wer-
den deshalb Leistungen und Initiati-
ven

• von Bürgerinnen und Bürgern zur 
Stärkung des Gemeinwesens und 
des Gemeinsinns

• von freien Trägern, Vereinen und 
Verbänden zum Ausbau der aktiven 
Bürgergesellschaft

• von Gemeinde-, Stadt- und Kreis-
tagsfraktionen zur Weiterentwick-
lung der Kommunalen Selbstver-
waltung

• von Kommunen, die in besonderer 

Weise den Gestaltungsspielraum 
vor Ort erweitert haben.

Die bisher durchgeführten zehn 
Wettbewerbe haben beispielhaft auf-
gezeigt, wie durch Einfallsreichtum 
Freiräume im politischen Handeln 
genutzt werden können. Bürgerinnen 
und Bürger, Vereine, Städte, Gemein-
den und Kreise haben oft unter 
schwersten Bedingungen durch ihre 
Initiativen und durch ihre Eigenver-
antwortung die kommunale Selbst-
verwaltung gestärkt und fortentwi-
ckelt.

Schwerpunkt des Wettbewerbs 
2014

Den Schwerpunkt bildet 2014 die 
Auszeichnung herausragender kom-
munalpolitischer Arbeit zur Umset-
zung der Energiewende in Deutsch-
land. Berücksichtigt werden 
insbesondere Projekte zur Aktivie-
rung der Wirtschaft und des privaten 
Engagements, zum Aufbau oder Aus-
bau von Infrastruktur oder zur Ener-
gieerzeugung. Beispielgebend kön-
nen Projekte in kommunaler Hand, 
GHU�̧ ĳHQWOLFKHQ�XQG�SULYDWHQ�3DUWQHU-
schaft sowie der Aktivierung privater 
Unternehmen und Initiativen glei-
chermaßen sein.

Gesucht werden auch Leistungen 
von Bürgerinitiativen, Gruppen und 
Verbänden, die durch Ideenreichtum 
und Kreativität die Umsetzung der 
Energiewende voranbringen.

Teilnahmebedingungen

Zur Teilnahme berechtigt sind Bür-
gerinitiativen, freie Träger, Vereine, 
Fraktionen, Kommunen und sonstige 
Organisationen, die die kommunale 
Selbstverwaltung in seinem Wesen 
gestärkt und ausgebaut haben. Zur 
Teilnahme angemeldet werden diese 
Initiativen durch die Kommunalpoli-
tischen Vereinigungen in den Län-
dern, Kreisen, Städten und Gemein-
den.

Anmeldeschluss ist der 30. Juli 
2014

Die Sieger werden durch Gold-, Sil-
ber- oder Bronzeplaketten des Kasse-
ler Metallbildhauers Friedrich Pohl, 
sowie Urkunden ausgezeichnet. Son-
der- und Ehrenpreise können durch 
die Jury vergeben werden.

Weitere Infos und Bewerbung 
www.konrad-adenauer-preis.de/
bewerbung.

Wir wünschen eine ruhige und erholsame 
Sommerpause


